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eue Rente bringt 
mehr Sicherheit für 
ältere Arbeitslose 
Arbeitsmarkt Der Bundesrat räumt negative Folgen 
der Personenfreizügigkeit ein. Auswüchse will er 
mit sieben Massnahmen bekämpfen. 

Fabian Fellmann 

Über 58-Jährige sollen nicht mehr um 
ihre Existenz bangen, wenn sie ihre Stel­
le verlieren: Der Bundesrat will für sie 
ein neues Sozialwerk ins Leben rufen, 
das den Übergang bis zum Rentenalter 
erleichtert. Bis zu 4000 Personen jähr­
lich sind betroffen. Die neue Sozialleis­
tung mit Kosten von knapp 100 Millio­
nen Franken pro Jahr ist die wichtigste 
von sieben Massnahmen, die der Bun­
desrat gestern beschlossen hat. Ziel ist 
es, älteren Arbeitslosen und Ausländern 
bessere Chancen auf einen Arbeitsplatz 
zu verschaffen und negative Folgen der 
Personenfreizügigkeit mit der Europäi­
schen Union abzufedern. 

«Man muss einfach auch ehrlich sein, 
dass die Personenfreizügigkeit nicht nur 
Vorteile hat», sagte Bundesrätin Karin 
Keller-Sutter (FDP) gestern an einer 
Medienkonferenz in Bern. Sie hat die 

Offensive für ältere Arbeitnehmer mit 
den Sozialpartnern erarbeitet. Die Ge­
werkschaften sollen dafür in die euro­
papolitische Allianz zurückkehren, die 
im vergangenen Sommer zerbrochen ist. 
Zusammen mit den Sozialpartnern will 
der Bundesrat zunächst die Volksinitia­
tive der SVP zur Kündigung der Perso­
nenfreizügigkeit bekämpfen, um den 
bilateralen Weg zu retten. Später soll die 
Allianz möglicherweise einem nachge­
besserten institutionellen Abkommen 
mit der EU den Weg ebnen. 

Der breite Schulterschluss im Bun­
desrat und mit den Sozialpartnern ist 
Keller-Sutter gelungen: Gewerkschaften 
und Wirtschaftsverbände reagierten 
positiv, ebenso die linken Parteien und 
jene in der Mitte. Die eigene Partei, die 
FDP, reagiert jedoch verärgert. Und die 
SVP wirft dem Bundesrat vor, die Prob­
leme im Land zu verschärfen. 
Kommentar Seite 2, Berichte Seite 5 

Trump empfängt Ueli Maurer 
überraschend im Weissen Haus 
Besuch Heute Vormittag Schweizer Zeit 
fliegt Bundespräsident Ueli Maurer nach 
Washington.Am Abend wird er im weis­
sen Haus US-Präsident Donald Trump 
treffen. Dies bestätigen drei gut infor­
mierte Personen aus der Bundesverwal­
tung unabhängig voneinander. Es ist ge­
mäss Martin Naville, dem Direktor der 
Schweizerisch-Amerikanischen Han­
delskammer, der erste Besuch eines 
Bundespräsidenten beim Präsidenten 
der Vereinigten Staaten überhaupt. 

Maurer hat den Bundesrat gestern 
über die sehr kurzfristig anberaumte 

Laubers Wiederwahl 
wird vertagt 
Fifa-Affäre Die Gerichtskommission des 
Parlaments hat entschieden, die Wahl 
des Bundesanwalts auf Herbst zu ver­
tagen. Die Atmosphäre sei im Moment 
zu «aufgeheizt», sagte Kommissions­
mitglied Matthias Aebischer (SP, BE) 
gestern vor den Medien. Gegen Michael 
Lauber läuft ein Disziplinarverfahren, 
weil er sich informell mit Fifa-Präsident 
Gianni Infantino getroffen hatte - und 
das dritte von drei Treffen zunächst 
nicht offenlegte. (ms) Seite 4 

Visite informiert. Auf der Traktanden­
liste steht ein mögliches Freihandels­
abkommen der Schweiz mit den USA. 
Begleitet wird Maurer von der obersten 
Handelsdiplomatin, Staatssekretärin 
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch. Offi­
zielle Verhandlungen über ein Abkom­
men gibt es bis jetzt nicht, aber seit mehr 
als einem Jahr finden Gespräche statt, 
um die Grundzüge eines Abkommens 
zu besprechen. Mögliche Gesprächs­
themen zwischen Trump und Maurer 
sind auch die Spannungen der USA mit 
China und dem Iran. (fi.jhä) Seite 10 

Wälder speichern 
immer weniger C02 
Klimaschutz Grossflächige Aufforstungen 
haben möglicherweise nicht den erwar­
teten Effekt zugunsten des langfristi­
gen Klimaschutzes. Das zeigt eine inter­
nationale Studie mit Beteiligung des 
Forschungsinstituts WSL in Birmens­
dorf. Die Forscher stellen fest, dass 
Wälder in einem wärmeren Klima ins­
gesamt weniger C02 speichern als an­
genommen. Aufforstungen gehören zu 
den kostengünstigen Massnahmen im 
Klimaschutz. (lae) Seite 40 
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Angriff auf das Recht der Frau am eigenen Körper 

!l4RF 10 6iN.e.N 
Nl:<)!=N f(O/,J..-Ef';E,N 

V~Sf'.1: 
/IEArlfBEAT 

8/U-! 

vro 

4 
~ \ 

"' 
r= -~-~--; 'J ( 

'i< >:J~r '\~ 

,, 

§3: 

~ 

/ c,·· 
~ 
~ 

/~ -~ 

;;::: 

USA Die sogenannte Heartbeat Bill verbietet eine Abtreibung ab dem Zeitpunkt, ab dem beim 
Embryo ein Herzschlag feststellbar ist. Der BundesstaatAlabama hat die bisher schärfste Variante 
eines solchen Gesetzes verabschiedet- mit unheimlicher Signalwirkung. Seite 2, 9 

Interview 

<<Die Elite will 
den Weltbürger, der 
nationale Feiertage 
und christliche 
Werte ignoriert.» 

Thierry Baudet 
Der Gründer der populärsten Partei in den 
Niederlanden über die «neue Ideologie 
des Multikulturalismus» in Europa. 
Seite14 

f-----------
Für den Frauenstreik 
braucht es eine Absenz 
\""-se. ... -J\...-~:s-e.., 1(.s·.2.c.-:. 
Schule Mehr Lohn für Kindergartenlehr­
personen, mehr Frauen in der Führung, 
Teamzimmer statt Lehrerzimmer: Das 
Streikkomitee Bildung der Gewerkschaft 
VPOD, die 1200 Lehrpersonen vertritt, 
hat sich mit Streikforderungen an die 
Zürcher Bildungsdirektorin Silvia Stei­
ner gewandt. «Lehrpersonen dürfen am 
Frauenstreik teilnehmen», sagt Steiner, 
«in ihrer Freizeit.» Wer während des 
Unterrichts am 14. Juni teilnehmen wol­
le, müsse die Lektionen nach Rückspra­
che mit der Schulleitung abtauschen 
oder unbezahlten Urlaub nehmen. An­
sonsten seien personalrechtliche Mass­
nahmen zu prüfen. Auch für Schullei­
tungen und die Schulpflege ist klar: 
«Schule findet statt.» (rar/slm) Seite 17 
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Die Männer sollen übernehmen 
Lehrerinnenstreik Einen Tag nach dem offenen Brief an Bildungsdirektorin Silvia Steiner reagieren 
die Schulbehörden teilweise mit Sympathie. In einem sind sie sich einig: Am 14. Juni muss Schule stattfinden. 

.~ 

Salome Müller 
und Rafaela Roth 

Lehrerinnen, die den Frauen­
streiktag vom 14. Juni begehen 
wollen, befinden sich in einem 
Dilemma. Einerseits wollen sie 
ein Zeichen setzen und auf ihre 
Forderungen aufmerksam ma­
chen. Andererseits wollen sie 
ihre Aufsichtspflicht nicht verlet­
zen, die sie ihren Schülerinnen 
und Schülern gegenüber haben. 
Wie geht das zusammen? 

In einem offenen Brief an Bil­
dungsdirektorin Silvia Steiner 
(CVP) hat das Streikkomitee Bil­
dung der Gewerkschaft VPOD 
gestern zahlreiche Forderungen 
formuliert. Katrin Meier, die das 
Streikkollektiv anführt und als 
Lehrerin arbeitet, sagt, es sei pri­
mär die Angelegenheit der ein­
zelnen Schulen und Lehrer­
teams, wie sie den Lehrerinnen­
streik konkret ausgestalten. 
Derzeit werden verschiedene 
Ideen und Aktionen entwickelt. 
«Es gibt Schulen, die zwischen 
11 und 12 Uhr für eine Stunde die 
Arbeit niederlegen wollen und 
sich ins Teamzimmer zurückzie­
hen, um konkrete Forderungen 
zu erarbeiten», sagt Meier. Wäh­
rend dieser Stunde müssten die 
männlichen Lehrerkollegen oder 
allenfalls Väter einspringen und 
die Klassen beaufsichtigen. So 
will man verhindern, dass die 
Kinder daheim bleiben und dort 
betreut werden müssen - eine 
Aufgabe, die wiederum mehr­
heitlich von Müttern übernom­
men würde. Und dies liefe einem 
zentralen Gedanken des Frauen­
streiks zuwider: nämlich unbe­
zahlte, meist von Frauen geleis­
tete Care-Arbeit zu würdigen. 

Für Bildungsdirektorin Silvia 
Steiner steht allerdings fest: 
«Schule findet statt.» Damit 
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übernimmt sie eine Formulie­
rung, die ihre Vorgängerin ge­
prägt hatte. «Lehrpersonen kön­
nen in ihrer Freizeit an diesem 
Anlass teilnehmen», so Steiner 
weiter. Wenn eine Lehrperson 
während ihrer Unterrichtszeit 
am Frauenstreiktag teilnehmen 
wolle, könne sie entweder unbe­
zahlten Urlaub beantragen oder 
ihre Lektionen nach Rückspra­
che mit der Schulleitung abtau­
schen. «Die Eltern müssen sich 
darauf verlassen können, dass 
die Schule stattfindet, und die 
Lehrpersonen sind auch dazu 
verpflichtet.» Ansonsten seien 
personalrechtliche Massnahmen 
zu prüfen. 

Unterstützung von den Eltern 
Sarah Knüsel, Präsidentin des 
Verbandes der Schulleiterinnen 
und Schulleiter Zürich (VSL ZH), 
sieht es ähnlich. Knüsel sagt 
zwar, dass das Recht zu streiken 
in gewissen Situationen bestehe. 
«Zum Streik aufrufen werden wir 
aber sicher nicht.» Schulleiterin-
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nen und Schulleiter seien Ange­
stellte des Kantons, «wir können 
den Lehrerinnen nicht einfach 
freigeben». Die Leidtragenden 
des Streiks seien die Schülerin­
nen und Schüler und die Eltern. 
Der Frage, was sie davon halte, 
wenn die männlichen Kollegen 
für eine gewisse Zeit die Betreu­
ung der Klasse übernehmen, 
weicht Knüsel aus: «Wenn je­
mand während der Unterrichts­
zeit streiken will, müssten dies 
die Schulleitung und die Schul­
behörde absegnen.» 

Sympathien für die Anliegen 
der Lehrerinnen haben die El­
tern. Pasquale Russo, Präsident 
der Kantonalen Elternmitwir­
kungs-Organisation Zürich, 
kann die Forderungen <<absolut 
nachvollziehen» und sieht einen 
Streik gerechtfertigt. Russo geht 
davon aus, dass er «koordiniert» 
ablaufe und die Kinder nicht vor 
die Tür gestellt werden. 

«Schule findet statt», ist auch 
die Haltung der Zürcher Schul­
pflege. zum Streik aufrufen will 

sie nicht. «Wer streiken ,vill, 
kann sich freinehmen», sagt Re­
gina Kesselring vom Schul- und 
Sportdepartement der Stadt. 
«Wir gehen davon aus, dass sich 
die Schulen und Streikerinnen 
so organisieren, dass der Unter­
richt stattfinden kann,,, sagt sie. 
Wenn jemand unentschuldigt 
der Arbeit fernbleibt, würden 
dieselben Regeln gelten wie bei 
unentschuldigter Abwesenheit. 

Lohnstreit im Kindergarten 

Ein Hauptstreitpunkt im Forde­
rungskatalog des Streikkomitees 
sind die Löhne der Lehrperso­
nen, inbesondere der Kinder­
gärtnerinnen. «Die Einteilung in 
die tiefere Lohnklasse ist Resul­
tat der fehlenden politischen An­
erkennung eines klassischen 
Frauenberufs>>, schreibt das Ko­
mitee. Je jünger die Kinder, des­
to höher sei der Frauenanteil und 
desto tiefer sei der Lohn. 

Bildungsdirektorin Silvia 
Steinerwehrt sich dagegen: «Wir 
haben einen Entscheid des 

Wer streikt, muss fordern 
streikende Schülerinnen, strei­
kende Lehrer, streikende Frau­
en: Grundsätzlich ist streiken 
erlaubt, seit Inkrafttreten der 
neuen Bundesverfassung 1999. 
Diese hält ziemlich allgemein 
fest: Streiks sind zulässig, wenn 
sie die «Arbeitsbeziehungen be­
treffen und wenn keine Ver­
pflichtungen entgegenstehen, 
den Arbeitsfrieden zu wahren 
oder Schlichtungsverhandlun­
gen zu führen». Ein Gesetz, das 
Streiks genauer regelt, fehlt. 

Das Bundesgericht hat als 
höchste Instanz jedoch mehrere 

Bedingungen für einen legalen 
Streik aufgesetzt: Eine Arbeit­
nehmerorganisation muss den 
Streik unterstützen, und sie 
muss mit dem Arbeitgeber auch 
Verhandlungen führen können. 
Der Streik muss Ziele verfolgen 
und Forderungen aufbringen, die 
später in einem Gesamtarbeits­
vertrag geregelt werden könnten 
- also zum Beispiel höhere Löh­
ne, gleiche Bezahlung für gleiche 
Arbeit oder Elternzeit für Vater 
und Mütter. Falls es in einer 
Branche einen Gesamtarbeits­
vertrag gibt, muss man die 

Friedenspflicht beachten und 
deshalb allenfalls auf einen 
Streik verzichten. Zudem muss 
er verhältnismässig sein. 

Verschiedene Gewerkschaften 
wie der VPOD, die Unia, Syndi­
com oder Syna unterstützen den 
nationalen Frauenstreik vom 
14. Juni. Die Organisationen sind 
sich jedoch nicht ganz einig, in­
wiefern sich der Frauenstreik in 
einer Grauzone bewegt. Schliess­
lich werden alle Frauen dazu auf­
gerufen - unabhängig davon, aus 
welcher Branche sie stammen 
und ob sie arbeiten oder nicht. 

tMJ 
Bundesgerichts, dass bei den 
Kindergartenlehrpersonen keine 
Geschlechterdiskriminierung 
vorliegt», sagt sie. «Im Bildungs­
bereich haben wir auf derselben 
Schulstufe die gleichen Löhne für 
Frauen und Männer.» 

In dieselbe Kerbe schlägt auch 
Kreisschulpräsidentin Vera Lang 
(FDP), die für den Frauenstreik 
auf nationaler Ebene durchaus 
Sympathien hegt: «Für den na­
tionalen Lohnunterschied lohnt 
es sich zu streiken, aber nicht im 
Bildungsbereich», sagt sie. Die 
tiefere Entlöhnung der Kinder­
gartenlehrpersonen sei eine poli­
tische Frage und ausserhalb 
ihres Einflussbereichs als Schul­
präsidentin. 

Für die streikende Lehrerin 
Katrin Meier bleibt stossend, 
dass der Bachelor der Kindergar­
tenlehrerinnen nicht als gleich­
wertig gegenüber demjenigen 
anderer Berufsgruppen betrach­
tet wird. «Kindergärtnerinnen 
müssen den gleichen Lohn ha­
ben wie Primarlehrerinnen.» 

So weist Syna darauf hin, dass 
Frauen, die in einer Branche mit 
Gesamtarbeitsvertrag arbeiten, 
in der Regel an die Friedens­
pflicht gebunden sind. Sie emp­
fiehlt, das Gespräch mit dem 
Arbeitgeber zu suchen und dar­
um zu bitten, für den Streik frei­
zubekommen. Denn wer gegen 
den Willen des Arbeitgebers 
streike, bleibe unentschuldigt 
fern und riskiere im Extremfall 
eine Kündigung. Falls man nicht 
freibekomme, solle man wäh­
rend der Pausen oder in der Frei­
zeit am Streik teilnehmen. (meg) 
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Dem Stadtrat 
geht das Geld für 
Schulpavillons aus 
Raumplanung Wegen der 
steigenden Schülerzahlen 
braucht der Stadtrat sofort 
17 Millionen Franken. 

Die Stadt Zürich wächst und 
wächst. überproportional steigt 
dabei die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler. Gemäss einer Mit­
teilung von gestern werden bis 
2025 nicht weniger als 300 zu­
sätzliche Klassen unterrichtet, 
was rund 150 000 Quadratmeter 
zusätzliche Geschossfläche be­
deutet. Die Idee, steigende Schü­
lerzahlen aufzufangen, indem 
auf bestehenden Anlagen tem­
poräre Pavillons aufgestellt wer­
den, ist in Zürich allerdings 
schon vor vielen Jahren aufge­
kommen. 

Diese schien auch dem Parla­
ment so bestechend, dass es 2014 
einenRahmenkreditvon50 Mil­
lionen Franken bewilligte für 
sogenannte Züri-Modular-Pavil­
lons (ZM). Nun, sechs Jahre spä­
ter, hat der Stadtrat soeben die 
letzten 3,5 Millionen Franken da­
von für einen zusätzlichen Pavil­
lon in der Schulanlage Küngen­
matt im Friesenberg gesprochen. 

Fünf neue Pavillons 

Da der Bedarf an Schulraum 
in der Stadt Zürich aber entgegen 
der ursprünglichen Planung 
noch immer nicht in den be­
stehenden Pavillons und Schul­
häusern zur Verfügung gestellt 
werden kann, braucht es im 
Schuljahr 2020/21 weitere fünf 
Züri-Modular-Pavillons, und da­
für beantragt der Stadtrat dem 
Gemeinderat einen Kredit von 
weiteren 17 Millionen Franken. 

Der erste Pavillon ist in der 
Schulanlage Bachtobel (Schul­
kreis Uto) nötig. Dort werden 
zwei weitere Klassenzimmer, ein 
Handarbeitszimmer und drei Be­
treuungsräume gebraucht. Der 
zweite ZM wird in der Schule 
Manegg (Schulkreis Manegg) be­
nötigt. Auch hier sind drei Klas­
senzimmer und drei neue Be­
treuungsräume vorgesehen. Der 
dritte ZM kommt auf der Schul­
anlage Wollishofen (Uto) zu ste­
hen, obwohl dort laut Stadtrat 
beengte Platzverhältnisse herr­
schen. In der Schulanlage Bun­
gertwies (Schulkreis Zürichberg) 
wird entlang des Wolfbachtobels 
ein ZM mit zwei Kindergärten, 
drei Klassenzimmern und einem 
Betreuungsraum aufgestellt. Und 
schliesslich wird die Schulanlage 
Turner (Schulkreis Waidberg) 
um einen ZM erweitert. In eige­
ner Kompetenz hat der Stadtrat 
zudem 1,6 Millionen Franken für 
die Aufstockung der Schulanla­
ge Milchbuck bewilligt. 

1,8 Milliarden bis 2028 

Allerdings sind in Zürich auch 
längerfristig grosse Investitio­
nen nötig, wie der Stadtrat 
schreibt. Die Mehrjahresplanung 
sieht demnach für Volksschul­
bauten bis 2028 Investitionen 
von 1,8 Milliarden Franken vor. 
Damit sollen bestehende Anla­
gen erweitert und neue erstellt 
werden. 

Daniel Schneebeli 

Die Ecke 

Streikt endlich! 
Nach gefühlt 2574 Ankündigun­
gen, Medienmitteilungen und 
Streikaufrufen für den 14. Juni 
hat sie nur noch einen Wunsch: 
Streikt doch endlich! (leu) 


